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Liebe Leserin!
Lieber Leser!
Aufmerksame Leser von taxNEWS wissen, welches Thema 
im Mittelpunkt der Ausgabe im letzten Quartal des Jahres 
steht. Es ist das gleiche Thema wie in den Jahren zuvor und 
daran wird sich wohl sehr lange auch nichts ändern. Der 
31.12. jeden Jahres ist der Stichtag, an welchem noch in der 
sprichwörtlich letzten Sekunde steuerliche Weichen gestellt 
werden können. Das betrifft natürliche wie nicht natürliche 
Personen, Selbstständige wie Unselbstständige. Wir werden 
in dieser Ausgabe selbstverständlich im Detail sowohl auf die 
altbekannten Möglichkeiten steuerschonender Maßnahmen 
eingehen, als auch auf die Neuerungen im Vergleich zu den 
Vorjahren, die leider den Spielraum tendenziell einschränken. 
Für den investitionsbedingten Gewinnfreibetrag kommen 
beispielsweise neben körperlichen Wirtschaftsgütern nur 
mehr Wohnbauanleihen in Frage. Zuvor konnten auch 
andere begünstigte Wertpapiere herangezogen werden. Dass 
anstatt von 100.000 Euro nur mehr maximal 43.350 Euro 
auf diese Weise abgesetzt werden können, gilt bereits seit der 
Veranlagung 2013. Ebenfalls 2014 in Kraft getreten ist die 
neue Regelung, dass bei Gehältern von über 500.000 Euro 
brutto jährlich der Mehrbetrag vom Betriebsausgabenabzug 
ausgeschlossen ist. Diese populistisch motivierte Maßnahme 
widerspricht übrigens massiv der grundsätzlich marktwirt-
schaftlich ausgerichteten Steuergesetzgebung unseres Landes.
Wir wollen dieses Editorial aber positiv abschließen, weshalb 
wir an dieser Stelle Jubiläen bei HHP erwähnen wollen. 
Doris Hohenegger feierte 25 Jahre bei HHP, Sonja Ladner 
und Maximilian Hammerschmied sind seit 5 Jahre bei HHP. 
Außerdem war der 50. Geburtstag von Evelyn Hruby zu 
feiern. Wir gratulieren!
Wir wünschen Ihnen schon jetzt frohe Weihnachten, 
erholsame Feiertage und ein erfolgreiches Jahr 2015.

Hans Hammerschmied, Doris Hohenegger,
Patricia Hueber, Christian Rauter. office@hhp.eu
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Alle Jahre wieder – Inventur
Bilanzierende Unternehmer müssen 

zum jeweiligen Bilanzstichtag eine 
Inventur ihres Vorratsvermögens (d.s. 
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, halb-
fertige und fertige Erzeugnisse, Han-
delswaren) erstellen.
Man unterscheidet dabei zwischen 
Stichtagsinventur, permanenter In­
ventur und Stichprobeninventur. 
Der Normfall der Inventur – insbes. bei 
Klein- und Mittelbetrieben – wird die 
Stichtagsinventur (dh zum Bilanzstich-
tag) sein. Dabei kann die Inventurarbeit 
max. 3 Monate vor Bilanzstichtag und 
bis max. 2 Monate nach Bilanzstichtag 
durchgeführt werden. Eine Alternative 
stellt die permanente Inventur dar. Bei-
de verlangen aber zwingend eine ord-
nungsgemäße Lagerbuchhaltung als 
Voraussetzung, die ein entsprechendes 
Fortschreibungs- bzw. Rückrechnungs-
verfahren ermöglicht. Die Stichpro-
beninventur wird mithilfe anerkannter 
mathematisch-statistischer Methoden 
durchgeführt.

Ein Inventurverfahren besteht aus 
zwei Teilen:
z die mengenmäßige Erfassung und
z �die wertmäßige Erfassung des  

Vorratsvermögens.

Während die wertmäßige Erfassung 
durchaus wesentlich später und auch 
durch andere (zB den Steuerberater) 
erstellt werden kann, muss die men­
genmäßige Erfassung zeitnah durch 
den Unternehmer selbst (bzw. dessen 
Mitarbeiter) erfolgen. Das mengenmä-
ßige Erfassen bedeutet daher auf jeden 
Fall ZÄHLEN, MESSEN oder WIE-
GEN des gesamten Vorratsvermögens. 
Ein EDV-Ausdruck von Warenbestän-
den zum Bilanzstichtag ist als Mengen-
nachweis daher ungenügend. Derarti-
ge Listen können lediglich als 
(erleichternde) Vorlagen für die Über-
prüfung des Vorhandenseins der ent-
sprechenden Artikel und Mengen 
(durch Ankreuzen bzw. Durchstrei-
chen oder Korrigieren) dienen. Sämt­

liche Inventurerfassungsbelege bzw. 
Listen (i.d.R. „Zähllisten“ genannt) 
müssen ordnungsgemäß geführt und 
aufbewahrt werden. Sie sind Origi­
nalbelege des Rechnungswesens. Le-
serliches Ausfüllen und richtiges Num-
merieren dieser Listen ist in höchstem 
Maß empfehlenswert.� n

©
 G

in
a 

Sa
nd

er
s -

 F
ot

ol
ia

In
te

r
ess


a

n
tes



!

Geschäftsführer-Haftung 
bei Abgabenschulden einer GmbH
Der VwGH hat sich unlängst mit 
der Frage beschäftigt, wie weit  
die Erkundungspflichten bezüglich 
potenzieller Abgabenschulden eines 
neu bestellten Geschäftsführers einer 
GmbH bei Antritt seiner Or-
ganfunktion gehen. Dabei hat der 
VwGH festgestellt, dass ein Ge-
schäftsführer sich zwar bei Übernah-
me der Organfunktion über allfällige 
Rückstände auf den Abgabenkonten 

der Gesellschaft informieren und für 
deren Entrichtung Sorge tragen 
muss. Er hat aber keineswegs eine 
darüber hinausgehende Erkun-
dungspflicht, die gesamte Buchhal-
tung und das gesamte Rechenwerk 
sowie die Aufzeichnungen der Ge-
sellschaft nachzuprüfen, ob die 
Steuererklärungen oder Selbstbe-
messungsabgaben für vergangene 
Zeiträume richtig oder unrichtig er-

stellt wurden. Die Forderung einer 
solchen Verpflichtung würde die 
dem Geschäftsführer zumutbare 
Prüfungspflicht überspannen. Im 
konkreten Verfahren ging es um die 
Haftung für Kommunalsteuernach-
forderungen aufgrund der nachträg-
lichen Umqualifizierung von freien 
Dienstverträgen, die bei der Über-
nahme der Geschäftsführerfunktion 
bereits beendet waren.� n

Empfehlung: Fehlende oder 
nicht ordnungsgemäße (bzw. 
widersprüchliche) Aufzeich-

nungen können zu – bisweilen 
erheblichen – Beanstandun-
gen bei Betriebsprüfungen 
führen. Wir ersuchen Sie 
daher eindringlich, diese 

kaufmännische Pflicht sehr 
ernst zu nehmen!
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Optimale Nutzung des 
Gewinnfreibetrags

Der Gewinnfreibetrag (GFB) steht 
allen natürlichen Personen unab-

hängig von der Gewinnermittlungsart 
zu und beträgt bis zu 13 % des Ge­
winns, aber maximal  45.350 € (vor 
2013: 100.000 €) pro Jahr.  Seit der 
Veranlagung 2013 wurde der 13%-ige 
Satz für den Gewinnfreibetrag auf Ge-
winne bis 175.000 € eingeschränkt. 
Für Gewinne zwischen 175.000 € 
und 350.000 € können nur 7% und 
für Gewinne zwischen 350.000 € und 
580.000 € 4,5% als GFB geltend ge-
macht werden. Für Gewinne über  
580.000 € gibt es gar keinen GFB.
Bis 30.000 € Gewinn steht der GFB 
jedem Steuerpflichtigen automa­
tisch zu (sogenannter Grundfreibe­

trag = 3.900 €). Ist der Gewinn höher 
als  30.000 €, so steht ein über den 
Grundfreibetrag hinausgehender (in­
vestitionsbedingter) GFB nur zu, 
wenn der Steuerpflichtige im betref-
fenden Jahr bestimmte Investitionen 
getätigt hat. Als Investitionen kom-
men abnutzbare körperliche Wirt­
schaftsgüter mit einer Nutzungsdau-
er von mindestens vier Jahren (zB 
Maschinen, Betriebs- und Geschäfts-
ausstattung, LKW, EDV, Gebäudein-
vestitionen) in Frage. 
ACHTUNG:  Für Wirtschaftsjahre, 
die nach dem 30.6.2014 enden, 
können außer den oben erwähnten 
Sachanlagen nur mehr Wohnbauan­
leihen (oder Wandelschuldverschrei-

bungen von Wohnbauaktiengesell-
schaften) zur Deckung des GFB 
herangezogen werden. Diese Wohn-
bauanleihen müssen ab dem Anschaf-
fungszeitpunkt ebenfalls  4 Jahre als 
Anlagevermögen gewidmet werden. 
Am einfachsten ist es nach wie vor, die 
für den investitionsbedingten GFB er-
forderliche Investitionsdeckung bei 
Gewinnen über 30.000 € durch den 
Kauf von Wohnbauanleihen zu er-
füllen, auch wenn diese zumeist eine 
sehr lange Laufzeit haben (die Min-
destlaufzeit für Wohnbauanleihen be-
trägt 10 Jahre) und man sich die 
Chancen auf höhere Zinsen nimmt. 
Vorsicht ist beim Kauf von „alten“ 
Wohnbauanleihen geboten. Diese 
müssen ab dem Anschaffungszeit-
punkt noch mindestens eine Rest­
laufzeit von 4 Jahren aufweisen. Ist 
die Restlaufzeit nämlich kürzer, kann 
die Nachversteuerung des GFB bei 
Tilgung nur vermieden werden, wenn 
in dieser Höhe in begünstigte Sachan-
lagen investiert wird. Um den GFB 
optimal zu nutzen sollte bis spätestens 
Mitte Dezember gemeinsam mit dem 
Steuerberater der erwartete steuerliche 
Jahresgewinn 2014 geschätzt und  
der voraussichtlich über 3.900 €  
(= Grundfreibetrag!) liegende Ge-
winnfreibetrag nach den oben darge-
stellten Stufen ermittelt und entspre-
chende Wohnbauanleihen gekauft 
werden.

Auch für selbständige Nebenein­
künfte (zB aus einem Werk- oder 
freien Dienstvertrag), Bezüge eines 
selbständig tätigen Gesellschaf­
ter-Geschäftsführers oder Auf­
sichtsrats- und Stiftungsvor­
standsvergütungen steht der 
GFB zu.  
Bei Inanspruchnahme einer Be­
triebsausgabenpauschalierung 
steht nur der Grundfreibetrag 
(13% von 30.000 € = 3.900 €) zu; 
in diesem Fall muss daher für den 
GFB nichts investiert werden. 	
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Highlights aus dem 
Salzburger Steuerdialog

Rückerstattung der KEST auf  
Dividenden an beschränkt Steuerpflichtige
Im Zusammenhang mit der Rücker-
stattung der KESt auf Dividenden 
inländischer Kapitalgesellschaften ist 
zu beurteilen, wem die Dividende 
ertragsteuerlich zuzurechnen ist. Da-
bei gilt:
z �Eine Dividende ist grundsätzlich 

demjenigen zuzurechnen, der am 
Tag der Beschlussfassung (Gewinn-

verteilungsbeschluss) wirtschaftli-
cher Eigentümer der entsprechen-
den Anteile der ausschüttenden 
Gesellschaft ist. 

z �Bei verbrieften Wertpapieren, die 
auf einem Wertpapierdepot liegen, 
müssen die Anteile bereits vor dem 
Ex-Tag auf dem Depot des Steuer-
pflichtigen eingeliefert sein. 

Splitter

Anbringen via Telefax oder  
per E-Mail
Es wird klargestellt, dass Anbringen 
wie insbesondere Erklärungen, An-
träge, Vorhaltsbeantwortungen und 
Rechtsmittel  nicht per Telefax oder 
per E-Mail eingebracht werden kön-
nen. Dementsprechend löst ein mit 
einem E-Mail eingebrachtes Anbrin-
gen weder eine Entscheidungspflicht 
der Behörde aus, noch berechtigt es 
die Behörde, eine bescheidmäßige 
Entscheidung zu fällen, die von einem 
Anbringen abhängig ist.

Zurückbehaltung der 
Hausapotheke
Bei Zusammenschluss zweier Allge-
meinmediziner zu einer Gruppenpra-
xis in der Rechtsform einer OG kann 
die Hausapotheke des einen Medizi-
ners zurückbehalten werden. Der 
übertragene Arztbetrieb (Patienten-
stock) stellt trotz der Trennung von 
der Hausapotheke begünstigtes Ver-
mögen iS des Umgründungssteuerge-
setzes dar. Die zurückbehaltene 
Apotheke wird Sonderbetriebsver­
mögen des einen OG-Gesellschafters.

Zurückbehaltung von Teilen des 
Klientenstocks aus berufs­
rechtlicher Vorgabe
Grundsätzlich begründet die Steuer­

beratungstätigkeit im Verhältnis zur 
Wirtschaftsprüfungstätigkeit keinen 
Teilbetrieb. Der  Klientenstock ist ein 
einheitliches Wirtschaftsgut. Liegt für 
beide Tätigkeitsbereiche eine 
Teilbetriebseigenschaft im Sinne der 
Lehre und Judikatur vor oder kann 
diese hergestellt werden (zB örtliche 
Trennung von Organisationseinheiten, 
unterschiedlicher Kundenkreis, eigenes 
Personal, selbständige Leistungsange-
bote), dann kann ein Zusammen-
schluss nach Umgründungssteuerrecht 
erfolgen. Gelingt die Darstellung eines 
Teilbetriebes nicht, dann ist die Zu-
rückbehaltung von Teilen des Klien-
tenstocks unschädlich, wenn diese für 
den Gesamtbetrieb unwesentlich sind. 
Dies kann angenommen werden, wenn 
sowohl die Anzahl als auch der Umsatz 
dieser zurückbehaltenen Klienten ma-
ximal 10 % beträgt.

Zurückbehaltung von 
Privatpatienten
Bei einer Arztpraxis, in der sowohl 
Privatpatienten als auch Kassenpati­
enten behandelt werden, liegt grund-
sätzlich ein einheitlicher, nicht teilba-
rer Betrieb vor. Ein Zurückbehalten 
von Teilen des Patientenstocks ist in 
Anlehnung an die Ausführungen zu 
den Steuerberatungsleistungen nur 
dann möglich, wenn die zurückbehal-

tenen Patientenbeziehungen sowohl 
hinsichtlich der Gesamtzahl als auch 
des Gesamtumsatzes des Arztbetriebes 
die Wesentlichkeitsgrenze von 10% 
nicht übersteigen. Eine Trennung des 
Patientenstocks  innerhalb derselben 
ärztlichen Fachrichtung im Rahmen 
eines Zusammenschlusses wird ledig-
lich dann möglich sein, wenn neben 
den allgemeinen Voraussetzungen für 
das Vorliegen eines Teilbetriebes (wie 
zB eigene Buchführung, eigenes Per-
sonal) auch eine örtliche und zeitliche 
Trennung zwischen Privat – und Kas-
senpatienten gegeben ist.  

Earn-Out-Klauseln
Wird bei der Einbringung von be-
günstigtem Vermögen in eine Kapital-
gesellschaft vereinbart, dass der Ein-
bringende als Gegenleistung nicht nur 
anlässlich der Einbringung Anteile an 
der übernehmenden Gesellschaft 
erhält, sondern weitere Anteile bei 
Erreichen bestimmter künftiger 
Rentabilitätskennzahlen (sogenannte 
Earn-Out-Klausel), soll nach Ansicht 
der Finanzverwaltung eine Anwen-
dungsvoraussetzung des Art III  
UmgrStG verletzt sein. In diesem Fal-
le würde die Einbringung daher zur 
steuerpflichtigen Realisierung der stil-
len Reserven im Einbringungsvermö-
gen führen. � n
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Steuertipps für Unternehmer 

Steuertipps zum 
Jahresende 2014

1. Investitionen vor dem 
Jahresende 

  

z �Wenn Sie heuer noch Investitionen 
tätigen, müssen Sie das Wirtschafts-
gut auch noch bis zum 31.12.2014 
in Betrieb nehmen, damit Sie eine 
Halbjahresabschreibung geltend 
machen können. Mit der Bezahlung 
können Sie sich aber bis zum nächs-
ten Jahr Zeit lassen.

z �Investitionen mit Anschaffungskos-
ten bis 400 € (exklusive USt bei Vor-
steuerabzug) können sofort als ge­
ringwertige Wirtschaftsgüter 
(GWG) abgesetzt werden.

z �Stille Reserven aus der Veräußerung 
von mindestens sieben Jahre alten An-
lagegütern können unter bestimmten 
Voraussetzungen bei natürlichen Per­
sonen auf Ersatzbeschaffungen 
übertragen oder einer Übertragungs­
rücklage zugeführt werden.

2. Disposition über 
Erträge/Einnahmen bzw 
Aufwendungen/Ausgaben

  
Bilanzierer haben durch Vorziehen 
von Aufwendungen und Verschie­

ben von Erträgen nur einen gewissen 
Gestaltungsspielraum. Beachten Sie 
auch, dass bei halbfertigen Arbeiten 
und Erzeugnissen eine Gewinnreali-
sierung unterbleibt.
Einnahmen-Ausgaben-Rechner 
können durch Vorziehen von Ausga­
ben und Verschieben von Einnah­
men ihre Einkünfte steuern. Dabei ist 
aber zu beachten:

z �Regelmäßig wiederkehrende Einnah-
men und Ausgaben, die 15 Tage vor 
oder nach dem Jahresende bezahlt 
werden,  sind dem Jahr zuzurechnen, 
zu dem sie wirtschaftlich gehören.

3. Steueroptimale 
Verlustverwertung

Verrechnung von 
Verlustvorträgen
Vortragsfähige Verluste können bei der 
Körperschaftsteuer nur bis zu 75 % 
des Gesamtbetrages der Einkünfte ver-
rechnet werden. Ausgenommen von 
dieser 25 %igen Mindestbesteuerung 
sind ua Sanierungsgewinne und Gewin-
ne aus der Veräußerung von (Teil-)Be-
trieben und Mitunternehmeranteilen. 
Bei der Einkommensteuer sind bei der 
Veranlagung 2014 erstmals wieder Ver­
luste zu 100 % mit dem Gesamtbetrag 

der Einkünfte zu verrechnen. Diese mit 
dem AÄG 2014 eingeführte Änderung 
führt in jenen Fällen zu Nachteilen, in 
denen die vortragsfähigen Verluste an-
nähernd so hoch wie der Gesamtbetrag 
der Einkünfte sind, da die Vorteile der 
niedrigen Tarifstufen bei der Einkom-
mensteuer nicht ausgenützt werden 
können und auch Sonderausgaben und 
außergewöhnliche Belastungen steuer-
lich ins Leere gehen.  In dieser Situation 
sollte versucht werden, bis zum Jahres-
ende die Einkünfte (zB durch Vorziehen 
von Einnahmen beim E-A-Rechner; 
siehe auch Pkt 2.) noch entsprechend zu 
erhöhen. 
Einnahmen-Ausgaben-Rechner 
müssen beachten, dass Verluste nur 
jeweils drei Jahre vortragsfähig sind. 
Ein im Jahr 2011 durch E-A-Rech-
nung ermittelter Verlust kann daher 
letztmalig bei der Veranlagung 2014 
verwertet werden. Muss damit gerech-
net werden, dass diese Verluste nicht 
verrechnet werden können, sollte für 
das Jahr 2014 noch freiwillig auf eine 
doppelte Buchhaltung umgestellt 
werden. 

Verlustverwertung bei 
Kapitalgesellschaften durch 
Gruppenbesteuerung
Im Rahmen der Gruppenbesteuerung 
können die innerhalb einer Unterneh-
mensgruppe bei einzelnen in- oder 

Alle Jahre wieder empfiehlt es sich, rechtzeitig 
vor dem Jahresende einen Steuer-Check zu machen: 
Wurden auch alle Möglichkeiten legaler 
steuerlicher Gestaltungen wirklich genutzt und 
nichts übersehen? Was ist vor dem Jahres-
wechsel noch unbedingt zu erledigen? 
Denn am 32. Dezember ist es jedenfalls zu spät!
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ausländischen Kapitalgesellschaften 
angefallenen Verluste steueroptimal 
verwertet werden. Für die Begrün-
dung einer steuerlichen Unterneh-
mensgruppe ist neben der ab Beginn 
des Wirtschaftsjahres erforderlichen 
finanziellen Verbindung (Kapitalbe-
teiligung von mehr als 50% und 
Mehrheit der Stimmrechte) die Stel­
lung eines Gruppenantrags beim zu-
ständigen Finanzamt erforderlich. 
Dieser muss spätestens vor dem Bi­
lanzstichtag (der einzubeziehenden 
Gesellschaft) jenes Jahres gestellt wer-
den, für das er erstmals wirksam sein 
soll. Kapitalgesellschaften, die auf den 
31.12.2014 bilanzieren und die be-
reits seit Beginn ihres Wirtschaftsjah-
res (im Regelfall seit 1.1.2014) im 
Sinne der obigen Ausführungen fi-
nanziell verbunden sind, können da-
her durch die Stellung eines Grup­
penantrags bis zum 31.12.2014 
noch für das gesamte Jahr 2014 eine 
steuerliche Unternehmensgruppe bil-
den bzw in eine bereits bestehende 
Gruppe aufgenommen werden. Sie 
können damit die in 2014 bei einzel-
nen Gruppengesellschaften erwirt-
schafteten Verluste noch im Jahr 2014 
von den Gewinnen 2014 anderer 

Gruppengesellschaften steuerlich ab-
setzen. Eine Firmenwertabschrei­
bung kann nur mehr für bis 
28.2.2014 neu erworbene operativ 
tätige inländische Gruppenmitglieder 
geltend gemacht werden.	

4. Gewinnfreibetrag

Details zur optimalen Nutzung des Ge-
winnfreibetrags finden Sie auf Seite 4.

5. Was Sie bei der 
Steuerplanung für 2014 
beachten sollten

Langfristige  
Rückstellungen
Langfristige Rückstellungen sind mit 
einem fixen Zinssatz von 3,5% über 
die voraussichtliche Laufzeit abzuzin­
sen.  Diese Neuregelung gilt für 
Rückstellungen, die erstmalig für 
Wirtschaftsjahre gebildet werden, die 
nach dem 30.6.2014 enden, dh bei 
Bilanzierung nach dem Kalenderjahr 
bereits für den Jahresabschluss zum 
31.12.2014.
Für Rückstellungen mit einer Laufzeit 
bis zu 6 Jahren ergibt sich somit ein 
höherer steuerlicher Bilanzansatz, bei 
einer Laufzeit von 20 Jahren wird hin-
gegen der Bilanzansatz nur mehr rd 
50% betragen.
Für langfristige Rückstellungen, die 
bereits für Wirtschaftsjahre gebildet 
wurden, die vor dem 1.7.2014 enden, 
ist grundsätzlich der bisherige 
80%-Ansatz fortzuführen, sofern sich 
bei Abzinsung mit 3,5% über die 
Restlaufzeit nicht ein niedrigerer Wert 
ergibt. Der Differenzbetrag ist gewin-
nerhöhend aufzulösen und linear auf 
drei Jahre nachzuversteuern. 

Managergehälter 
Gehälter, die 500.000 € brutto pro 
Person im Wirtschaftsjahr überstei-
gen, sind vom Betriebsausgabenabzug 
ausgeschlossen. Diese Bestimmung ist 
aber nicht nur auf Managergehälter 
anzuwenden, sondern betrifft alle ech-
ten Dienstnehmer und vergleichbar 
organisatorisch eingegliederte Perso-
nen (inklusive überlassene Personen), 
unabhängig davon, ob sie aktiv tätig 
sind oder in der Vergangenheit Ar-

beits- oder Werkleistungen erbracht 
haben. Da diese Bestimmung erst mit 
1.3.2014 in Kraft getreten ist, sind 
nur die nach diesem Stichtag anfallen-
den Aufwendungen betroffen. Die 
Betragsgrenze ist somit für das Kalen-
derjahr 2014 zu aliquotieren und be-
trägt daher 416.667€. Freiwillige Ab­
fertigungen und Abfindungen, die 
ab dem 1.3.2014 ausbezahlt werden, 
sind nur mehr insoweit als Betrieb-
sausgabe abzugsfähig, als sie beim 
Empfänger der begünstigten Besteue­
rung gem § 67 Abs 6 EStG mit 6 % 
unterliegen.
Bei der Bildung der steuerlichen Ab-
fertigungsrückstellung (für freiwillige 
Abfertigungen) können ebenfalls nur 
mehr die steuerlich abzugsfähigen Be-
träge zu Grunde gelegt werden. Diese 
Regelung betrifft vor allem Abferti-
gungsrückstellungen von Vorstands-
mitgliedern, die keinen Anspruch auf 
die gesetzliche Abfertigung haben. Be-
reits bestehende Abfertigungsrückstel-
lungen können solange steuerlich 
nicht dotiert werden, als der nach den 
neuen einschränkenden Bestimmun-
gen ermittelte Wert niedriger ist.

6. Spenden aus dem 
Betriebsvermögen

Spenden aus dem Betriebsvermögen 
an bestimmte im Gesetz genannte be-
günstigte Institutionen sind bis maxi­
mal 10 % des Gewinns des laufen­
den Wirtschaftsjahres steuerlich 
absetzbar. Als Obergrenze gilt der Ge-
winn vor Berücksichtigung des Ge-
winnfreibetrags. Damit derartige 
Spenden noch im Jahr 2014 abgesetzt 
werden können, müssen sie bis spätes-
tens 31.12.2014 geleistet werden (für 
weitere Details siehe Ausführungen zu 
„Spenden als Sonderausgaben“).
Zusätzlich zu diesen Spenden sind als 
Betriebsausgaben auch Geld- und 
Sachspenden im Zusammenhang mit 
der Hilfestellung bei (nationalen 
und internationalen) Katastrophen 
(insbesondere bei Hochwasser-, Erd
rutsch-, Vermurungs- und Lawinen-
schäden) absetzbar, und zwar betrags­
mäßig unbegrenzt! Voraussetzung 
ist, dass sie als Werbung entsprechend 
vermarktet werden (zB durch Erwäh-
nung auf der Homepage oder in Wer-
beprospekten des Unternehmens).

Empfehlung: Durch die Einbezie-
hung ausländischer Tochtergesell-
schaften können auch Auslands­
verluste in Österreich verwertet 
werden. Achtung: Seit dem 
1.3.2014 können aber nur mehr 
ausländische Kapitalgesellschaften 
einbezogen werden, wenn sie in ei-
nem EU-Staat oder in einem Dritt-
staat, mit dem eine umfassende 
Amtshilfe besteht, ansässig sind. 
Bereits bestehende ausländische 
Gruppenmitglieder, die diese Vor-
aussetzungen nicht erfüllen, schei-
den am 1.1.2015 ex lege aus der 
Unternehmensgruppe aus, was zur 
Nachversteuerung der bisher zuge-
rechneten Verluste – verteilt auf drei 
Jahre – führt. Ab der Veranlagung 
2015 können Verluste ausländi-
scher Gruppenmitglieder im Jahr 
der Verlustzurechnung höchstens 
im Ausmaß von 75% des gesamten 
inländischen Gruppeneinkommens 
berücksichtigt werden. Die verblei-
benden 25% gehen in den Verlust-
vortrag des Gruppenträgers ein.

S
te

u
e
r

tipps




€



 8 | taxNews 5/2014 

7. Forschungsprämie

Für Forschungsaufwendungen (For-
schungsausgaben) aus eigenbetriebli-
cher Forschung kann eine Forschungs-
prämie von 10 % beantragt werden. 
Prämien für Auftragsforschungen 
können für Forschungsaufwendungen 
(Ausgaben) bis zu einem Höchstbe-
trag von 1.000.000 € pro Wirt­
schaftsjahr geltend gemacht werden. 
Gefördert werden generell Aufwen-
dungen (Ausgaben) „zur Forschung 
und experimentellen Entwicklung“ 
(dh sowohl Grundlagenforschung als 
auch angewandte und experimentelle 
Forschung im Produktions- und 
Dienstleistungsbereich, zB auch Auf-
wendungen bzw Ausgaben für be-
stimmte Softwareentwicklungen und 
grundlegend neue Marketingmetho-
den). Die Forschung muss in einem 
inländischen Betrieb oder einer inlän-
dischen Betriebsstätte erfolgen. 

8. Bildungsfreibetrag 
(BFB) oder Bildungsprämie

Zusätzlich zu den für die Mitarbeiter auf-
gewendeten externen Aus- und Fortbil­
dungskosten können Unternehmer ei-
nen Bildungsfreibetrag in Höhe von 20 
% dieser Kosten geltend machen. Auf-
wendungen für innerbetriebliche Aus- 
und Fortbildungseinrichtungen können 
nur bis zu einem Höchstbetrag von 
2.000 € pro Tag für den 20%igen BFB 
berücksichtigt werden.

Empfehlung: Alternativ zum 
BFB für externe Aus- und Fortbil-
dungskosten kann eine 6%ige 
Bildungsprämie geltend gemacht 
werden. Aber Achtung bei inter-
nen Aus- und Fortbildungskos-
ten: Hier steht keine Prämie zu!

9. Wertpapierdeckung für 
Pensionsrückstellung

Am Schluss eines jeden Wirtschaftsjah-
res müssen Wertpapiere im Nennbe-
trag von mindestens 50% des am 
Schluss des vorangegangenen Wirt-
schaftsjahres ausgewiesenen steuerli­
chen Pensionsrückstellungsbetrages 
im Betriebsvermögen vorhanden sein. 
Auf das Deckungserfordernis können 
auch Ansprüche aus einer Rückde­
ckungsversicherung angerechnet wer-
den. Beträgt die erforderliche Wertpa-
pierdeckung auch nur vorübergehend 
weniger als die erforderlichen 50% der 
Rückstellung, so ist als „Strafe“ der Ge­
winn um 30% der Wertpapierunterde-
ckung zu erhöhen (ausgenommen in 
dem Ausmaß, in dem die Rückstellung 
infolge Absinkens der Pensionsansprü-
che am Ende des Jahres nicht mehr aus-
gewiesen wird oder getilgte Wertpapie-
re binnen 2 Monaten ersetzt werden). 
Als deckungsfähige Wertpapiere gel-
ten vor allem in Euro begebene Anlei-
hen und Anleihenfonds (wobei neben 
Anleihen österreichischer Schuldner 
auch Anleihen von in einem EU- bzw 
EWR-Mitgliedstaat ansässigen Schuld-
nern zulässig sind), weiters auch inlän-
dische Immobilienfonds sowie auslän-
dische offene Immobilienfonds mit 
Sitz in einem EU- bzw EWR-Staat.

10. Umsatzgrenze für 
Kleinunternehmer

Unternehmer mit einem Jahres-Net­
toumsatz von bis zu 30.000 € sind 
umsatzsteuerlich Kleinunternehmer 
und damit von der Umsatzsteuer be­
freit. Je nach anzuwendendem Um-
satzsteuersatz entspricht dies einem 
Bruttoumsatz (inkl USt) von 33.000 
€ (bei nur 10%igen Umsätzen, wie zB 
Wohnungsvermietung) bis 36.000 € 
(bei nur 20%igen Umsätzen). Bei In-
anspruchnahme der Kleinunterneh-
merregelung darf keine Umsatzsteuer 
in Rechnung gestellt werden. Über-
dies ist der Vorsteuerabzug für alle 
mit den Umsätzen zusammenhängen-
den Ausgaben ausgeschlossen. 

Unternehmer, deren (Netto-)Umsät­
ze im vorangegangenen Kalender­
jahr 100.000 € nicht überschritten 
haben, müssen die Umsatzsteuer­
voranmeldung (UVA) nur quartals­
weise einreichen (bis 15. des zweitfol-
genden Monats nach Quartalsende). 
Der Unternehmer kann jedoch frei­
willig mit der Abgabe der UVA für 
den ersten Kalendermonat eines Ver-
anlagungszeitraums mit Wirkung für 
den ganzen Veranlagungszeitraum 
den Kalendermonat als Voranmel-
dungszeitraum wählen.

Empfehlung: Steuerbefreite Klein- 
unternehmer, die sich mit ihrem 
Umsatz knapp an der Kleinunter-
nehmergrenze bewegen, sollten 
rechtzeitig überprüfen, ob sie die 
Umsatzgrenze von netto 30.000 
€ im laufenden Jahr noch über­
schreiten werden. Eine einmalige 
Überschreitung um 15 % inner-
halb von 5 Jahren ist unschädlich. 
Da die Umsatzgrenze auf Basis der 
vereinnahmten Entgelte berechnet 
wird, kann es sich lohnen, die Ver-
einnahmung von Umsätzen in das 
nächste Jahr zu verschieben. Wird 
die Grenze überschritten, sollte bei 
Leistungen an Unternehmer allen-
falls noch im Jahr 2014 korrigier­
te Rechnungen mit Umsatzsteu­
er ausgestellt werden.

Empfehlung: Für den Prämien­
antrag 2014 muss nach Ablauf 
des Wirtschaftsjahres elektronisch 
ein sogenanntes Jahresgutachten 
der Forschungsförderungsge­
sellschaft (FFG) eingeholt wer-
den. Um größere Sicherheit über 
die steuerliche Anerkennung von 
Forschungsaufwendungen zu er-
langen, besteht die Möglichkeit, 
im Vornhinein eine bescheidmä-
ßige Bestätigung über die begüns-
tigte Forschung für ein bestimm-
tes Forschungsprojekt beim 
Finanzamt zu beantragen. Dafür 
ist es notwendig, von der FFG ein 
sogenanntes Projektgutachten 
einzuholen.  

Empfehlung: Steuerlich absetz-
bar sind auch Sponsorbeiträge an 
diverse gemeinnützige, kulturelle, 
sportliche und ähnliche Instituti-
onen (Oper, Museen, Sportverei-
ne etc), wenn damit eine ange-
messene Gegenleistung in Form 
von Werbeleistungen verbunden 
ist. Bei derartigen Zahlungen 
handelt es sich dann nämlich 
nicht um Spenden, sondern um 
echten Werbeaufwand.
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Empfehlung: In vielen Fällen 
kann es sinnvoll sein, auf die 
Steuerbefreiung für Kleinunter­
nehmer zu verzichten (etwa um 
dadurch in den Genuss des Vor-
steuerabzugs für die mit den Um-
sätzen zusammenhängenden Aus-
gaben, zB Investitionen, zu 
kommen). Der Verzicht wird vor 
allem dann leicht fallen, wenn die 
Kunden ohnedies weitaus über-
wiegend wiederum vorsteuerab-
zugsberechtigte Unternehmer 
sind. Ein Kleinunternehmer kann 
bis zur Rechtskraft des Umsatz­
steuerbescheids schriftlich ge-
genüber dem Finanzamt auf die 
Anwendung der Kleinunterneh-
merregelung verzichten. Der Ver-
zicht bindet den Unternehmer 
allerdings für fünf Jahre!

11. Ende der Aufbewahr­
ungspflicht für Bücher und 
Aufzeichnungen aus 2007

Zum 31.12.2014 läuft die 7-jährige 
Aufbewahrungspflicht für Bücher, 
Aufzeichnungen, Belege etc des Jahres 
2007 aus. Diese können daher ab 
1.1.2015 vernichtet werden. Beach-
ten Sie aber, dass Unterlagen dann 
weiter aufzubewahren sind, wenn sie 
in einem anhängigen Berufungsver-
fahren (lt BAO) oder für ein anhängi-
ges gerichtliches oder behördliches 
Verfahren (lt UGB), in dem Ihnen 
Parteistellung zukommt, von Bedeu-
tung sind. 
Achtung: Für Grundstücke, die ab dem 
1.4.2012 erstmals unternehmerisch 
genutzt werden, gilt im Falle einer 
Änderung der Verhältnisse, die für den 
ursprünglichen Vorsteuerabzug maß-
geblich waren, ein Berichtigungszeit-
raum für die Vorsteuer von 20 Jahren. 
Die Aufbewahrungsfrist für Unterla-
gen derartiger Grundstücke wurde da-
her auf 22 Jahre verlängert.
Unabhängig von den gesetzlichen Be-
stimmungen sollten Sie als Privater 
sämtliche Belege im Zusammenhang 
mit Grundstücken aufbewahren. Dazu 
zählen neben dem Kaufvertrag vor allem 
auch die Belege über Anschaffungsne-
benkosten (zB Anwalts- und Notarkos-
ten, Grunderwerbsteuer, Schätzkosten) 

sowie über alle nach dem Kauf durchge-
führten Investitionen. All diese Kosten 
können nämlich bei der Veräußerungs-
gewinnermittlung auf Basis der tatsäch-
lichen Anschaffungskosten von der 
Steuerbasis abgesetzt werden.
Weiters sollten Sie keinesfalls Unterla-
gen vernichten, die zu einer allfälligen 
zivilrechtlichen Beweisführung notwen-
dig sein könnten (zB Produkthaftung, 
Eigentumsrecht, Bestandrecht, Arbeits-
vertragsrecht etc).

Empfehlung: Falls der Papierberg 
zu groß wird, kann man die Buch-
haltungsunterlagen platzsparend 
auch elektronisch archivieren. 
In diesem Fall muss allerdings die 
inhaltsgleiche, vollständige und 
geordnete Wiedergabe bis zum 
Ablauf der gesetzlichen Aufbe-
wahrungsfrist jederzeit gewähr-
leistet sein.

12. GSVG-Befreiung für 
„Kleinstunternehmer“ bis 
31.12.2014 beantragen

Seit 1.7.2013 kann die Befreiung 
auch während des Bezuges von Kin­
derbetreuungsgeld oder bei Bestehen 
einer Teilversicherung in der Pensi-
onsversicherung während der Kinder-
erziehung beantragt werden, wenn die 
monatlichen Einkünfte maximal 
395,31 € und der monatliche Um­
satz maximal 2.500 € betragen. 
Arbeitsvertragsrecht etc).

Empfehlung: Der Antrag für 
2014 muss spätestens am 
31.12.2014 bei der SVA einlan-
gen. Wurden im Jahr 2014 bereits 
Leistungen aus der Krankenversi-
cherung bezogen, gilt die Befrei-
ung von KV-Beiträgen erst ab 
Einlangen des Antrages.

13. Zuschuss zur 
Entgeltfortzahlung an 
Dienstnehmer für KMUs

Klein- und Mittelbetriebe, die regel-
mäßig weniger als 51 Dienstnehmer 
beschäftigen, erhalten von der AUVA 

einen Zuschuss, wenn sie Dienstneh-
mern (auch geringfügig Beschäftig-
ten) auf Grund eines unfallbedingten 
Krankenstands (Freizeit- oder Ar-
beitsunfall) das Entgelt für mehr als 
drei Tage fortzahlen müssen. Außer-
dem erhalten derartige Betriebe einen 
Zuschuss für die Entgeltfortzahlung 
bei sonstigen Krankenständen der 
Dienstnehmer, wenn der Kran-
kenstand länger als 10 Tage dauert. In 
diesen Fällen wird der Zuschuss aber 
erst ab dem 11. Krankenstandstag 
gewährt. 

Empfehlung: Der Zuschuss be­
trägt 50 % des tatsächlich fortge-
zahlten Entgelts für maximal 6 
Wochen je Arbeitsjahr/Kalender-
jahr. Auch wenn die Anträge bis 
zu drei Jahre nach Beginn der je-
weiligen Entgeltfortzahlung ge-
stellt werden können, sollte der 
bevorstehende Jahreswechsel ge-
nützt werden, um zu überprüfen, 
ob Ansprüche bestehen.

14. Antrag auf Energieab­
gabenvergütung für 2009 
stellen

Energieintensive Betriebe (dazu 
zählten bis 31.1.2011 auch Dienst­
leistungsunternehmen wie zB Ho-
tels, Wäschereien) können sich auf 
Antrag die bezahlten Energieabgaben, 
die  für Energieträger anfallen, die un-
mittelbar für den Produktionsprozess 
verwendet werden, rückerstatten las-
sen, wenn diese 0,5 % des Nettopro-
duktionswertes (unter Berücksichti-
gung bestimmter Selbstbehalte) 
übersteigen. Der Antrag muss spätes-
tens bis 5 Jahre nach Ablauf des Ka­
lenderjahres, in dem der Vergütungs-
anspruch entstanden ist, beim 
zuständigen Finanzamt eingebracht 
werden (Formular ENAV 1).
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1. Optimale Ausnutzung des 
Jahressechstels mit 6 % 
bis 35,75 % Lohnsteuer

Wenn neben den regelmäßigen Mo-
natsbezügen noch andere Bezüge (wie 
zB Überstundenvergütungen, Nacht-
arbeitszuschläge, Schmutz-, Erschwer-
nis- und Gefahrenzulagen etc) zur 
Auszahlung oder etwa Sachbezüge nur 
zwölf Mal jährlich zur Verrechnung 
gelangen, dann wird das begünstigt 
besteuerte Jahressechstel durch Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld in der Re-
gel nicht optimal ausgenutzt. In die-
sem Fall könnte in Höhe des 
restlichen Jahressechstels noch eine 
Prämie ausbezahlt werden, die ab der 
Veranlagung 2013 je nach Höhe des 
Jahressechstels  mit 6% bis 35,75 % 
versteuert werden muss.

2. Prämien für Dienst­
erfindungen und Verbesse­
rungsvorschläge mit 6 % 
Lohnsteuer

Für die steuerbegünstigte Auszahlung 
(mit 6% Lohnsteuer) der Prämien 
für Diensterfindungen und Verbes­
serungsvorschläge steht ein zusätzli-
ches, um 15% erhöhtes Jahressechs­
tel zur Verfügung. Allzu triviale Ideen 
werden von den Lohnsteuerprüfern 
allerdings nicht als prämienwürdige 
Verbesserungsvorschläge anerkannt.

3. Zukunftssicherung  
für Dienstnehmer bis 300 
steuerfrei

Die Bezahlung von Prämien für Le-
bens-, Kranken- und Unfallversiche-
rungen (einschließlich Zeichnung ei-
nes Pensions-Investmentfonds) durch 
den Arbeitgeber für alle Arbeitnehmer 
oder bestimmte Gruppen von Arbeit-
nehmern ist bis zu 300 € pro Jahr 
und Arbeitnehmer nach wie vor 
steuerfrei.

4. Weihnachtsgeschenke bis 
maximal 186 steuerfrei

(Weihnachts-)Geschenke an Arbeit-
nehmer sind innerhalb eines Frei­
betrages von 186 € jährlich lohn­
steuer- und sozialversicherungsfrei, 
wenn es sich um Sachzuwendungen 
handelt (zB Warengutscheine, Gold-
münzen). Geldgeschenke sind immer 
steuerpflichtig.

Achtung: Wenn die Geschenke an 
Dienstnehmer über bloße Aufmerk-
samkeiten (zB Bücher, CDs, Blumen) 
hinausgehen, besteht auch Umsatz­
steuerpflicht (sofern dafür ein Vor-
steuerabzug geltend gemacht werden 
konnte).

5. Betriebsveranstaltun­
gen (zB Weihnachtsfeiern) 
bis 365 pro Arbeitnehmer 
steuerfrei

Für die Teilnahme an Betriebsveran­
staltungen (zB Betriebsausflug, Weih-
nachtsfeier) gibt es pro Arbeitnehmer 
und Jahr einen Steuerfreibetrag von 
365 €. Denken Sie bei der betriebli-
chen Weihnachtsfeier daran, dass alle 
Betriebsveranstaltungen des ganzen 
Jahres zusammengerechnet werden. 
Ein eventueller Mehrbetrag ist steuer-
pflichtiger Arbeitslohn.

6. Kinderbetreuungskos­
ten: 1.000 Zuschuss des 
Arbeitgebers steuerfrei

Leistet der Arbeitgeber für alle oder be-
stimmte Gruppen seiner Arbeitnehmer 
einen Zuschuss für die Kinderbetreu-
ung, dann ist dieser Zuschuss bis zu 
einem Betrag von 1.000 € jährlich pro 
Kind bis zum zehnten Lebensjahr 
von Lohnsteuer und SV-Beiträgen 
befreit. Voraussetzung ist, dass dem 
Arbeitnehmer für das Kind mehr als 
sechs Monate im Jahr der Kinderab-
setzbetrag gewährt wird. Der Zuschuss 
darf nicht an den Arbeitnehmer, son-
dern muss direkt an eine institutionel­
le Kinderbetreuungseinrichtung (zB 
Kindergarten), an eine pädagogisch 
qualifizierte Person oder in Form ei-
nes Gutscheins einer institutionellen 
Kinderbetreuungseinrichtung geleistet 
werden. 

7. Steuerfreier Werks­
verkehr „Jobticket“  

Zur Förderung der Benützung öffentli-
cher Verkehrsmittel können seit 
1.1.2013 die Kosten für ein öffentli-
ches Verkehrsmittel (“Jobticket”) 
auch dann steuerfrei vom Dienstgeber 
übernommen werden, wenn kein An-
spruch auf das Pendlerpauschale be-
steht. Wird das Jobticket allerdings 
anstatt des bisher gezahlten steuer-
pflichtigen Arbeitslohns zur Verfügung 
gestellt, dann liegt eine nicht begüns-
tigte, steuerpflichtige Gehaltsumwand-
lung vor. Achtung: Ein reiner Kosten-
ersatz des Arbeitgebers stellt 
steuerpflichtigen Arbeitslohn dar.

Steuertipps für Arbeitgeber & Mitarbeiter 

Empfehlung: Die Rechnung 
muss auf den Arbeitgeber lauten 
und hat insbesondere den Namen 
des Arbeitnehmers zu beinhalten.
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Steuertipps für Arbeitsnehmer

1. Rückerstattung von 
Kranken-, Arbeitslosen- 
und Pensionsversiche­
rungsbeiträgen 2011 bei 
Mehrfachversicherung bis 
Ende 2014

Wer im Jahr 2011 aufgrund einer 
Mehrfachversicherung (zB gleichzei-
tig zwei oder mehr Dienstverhältnis-
se oder unselbständige und selbstän-
dige Tätigkeiten) über die 
Höchstbeitragsgrundlage hinaus 
Kranken-, Arbeitslosen- und Pensi-
onsversicherungsbeiträge geleistet 
hat, kann sich diese bis 31.12.2014 
rückerstatten lassen (11,4 % Pensi-
onsversicherung, 4 % Krankenversi-
cherung, 3 % Arbeitslosenversiche-
rung). Der Rückerstattungsantrag 
für die Pensionsversicherungsbeiträ-
ge ist an keine Frist gebunden und 
erfolgt ohne Antrag automatisch bei 
Pensionsantritt. 

Achtung: Die Rückerstattung ist lohn- 
bzw einkommensteuerpflichtig!

2. Werbungskosten noch 
vor dem 31.12.2014 
bezahlen

Werbungskosten müssen bis zum 
31.12.2014 bezahlt werden, damit sie 
heuer noch von der Steuer abgesetzt 
werden können. Denken Sie dabei 
insbesondere an Fortbildungskosten 
(Seminare, Kurse, Schulungen etc 
samt allen damit verbundenen Ne-

benkosten, wie Reisekosten und Ver-
pflegungsmehraufwand), Familien­
heimfahrten, Kosten für eine 
doppelte Haushaltsführung, Tele­
fonspesen, Fachliteratur, beruflich 
veranlasste Mitgliedsbeiträge etc. 
Auch heuer geleistete Vorauszahlun­
gen für derartige Kosten können noch 
heuer abgesetzt werden. Auch Ausbil­
dungskosten, wenn sie mit der beruf-
lichen oder einer verwandten Tätig-
keit in Zusammenhang stehen, und 
Kosten der Umschulung können als 
Werbungskosten geltend gemacht 
werden.

3. Aufrollung der Lohn­
steuerberechnung 2014 
beim Arbeitgeber anregen

Arbeitnehmer mit schwankenden Be-
zügen haben während des Jahres oft 
zu viel an Lohnsteuer bezahlt. Oder 
sie haben bisher noch kein Pendler-
pauschale oder den Pendlereuro mit-
tels Formular L 34 beim Arbeitgeber 
beantragt. In diesem Fall kann der Ar-
beitgeber als besondere Serviceleis-
tung für die Mitarbeiter im Monat 
Dezember eine Neuberechnung der 
Lohnsteuer (so genannte „Auf­
rollung“) durchführen und die sich 
daraus ergebende Lohnsteuer-Gut­
schrift an den Arbeitnehmer aus­
zahlen. Bei Aufrollung im Dezem­
ber kann der Arbeitgeber bei 
Mitarbeitern, die ganzjährig beschäf-
tigt waren, auch die vom Mitarbeiter 
nachweislich (Beleg!) bezahlten Kir­
chenbeiträge und Beiträge für die 
freiwillige Mitgliedschaft bei Be­

rufsverbänden (zB vom Arbeitneh-
mer selbst bezahlte Gewerkschafts­
beiträge) steuerlich berücksichtigen 
(dies allerdings nur dann, wenn der 
Mitarbeiter keinen Freibetragsbe-
scheid für 2014 vorgelegt hat).

4. Arbeitnehmerveranla­
gung 2009 sowie Rückzah­
lung von zu Unrecht einbe­
haltener Lohnsteuer des 
Jahres 2009 beantragen

Wer zwecks Geltendmachung von 
Steuervorteilen, wie 
z �Steuerrefundierung bei schwanken­

den Bezügen (Jahresausgleichseffekt); 
z �Geltendmachung von Werbungs­

kosten, Pendlerpauschale und 
Pendlereuro, Sonderausgaben, au­
ßergewöhnlichen Belastungen;

z �Verlusten aus anderen Einkünften, 
zB Vermietungseinkünften; 

z �Geltendmachung von Alleinver­
diener- bzw Alleinerzieherabsetz­
betrag bzw des Kinderzuschlags;

z �Geltendmachung des Unterhalts­
absetzbetrags;

z ���Gutschrift von Negativsteuern eine 
Arbeitnehmerveranlagung beantra-
gen will, hat dafür fünf Jahre Zeit.

Empfehlung: Am 31.12.2014 
endet daher die Frist für den An-
trag auf Arbeitnehmerveranla-
gung 2009.
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1. Sonderausgaben bis 
maximal 2.920 (Topf-
Sonderausgaben) noch 
bis Ende 2014 bezahlen

Die üblichen (Topf-)Sonderausgaben 
dürfen als bekannt vorausgesetzt wer-
den: Kranken-, Unfall- und Lebensver-
sicherungen; Wohnraumschaffung und 
Wohnraumsanierung. 
Für Alleinverdiener oder Alleinerzie-
her verdoppelt sich der persönliche 
Sonderausgaben-Höchstbetrag von 
2.920 € auf 5.840 €. Ab drei Kindern 
erhöht sich der Sonderausgabentopf 
um 1.460 € pro Jahr. Allerdings wir-
ken sich die Topf-Sonderausgaben 
nur zu einem Viertel einkommens­
mindernd aus. Ab einem Einkom-
men von 36.400 € vermindert sich 
auch dieser Betrag kontinuierlich bis 
zu einem Einkommen von 60.000 €, 
ab dem überhaupt keine Topf-Son­
derausgaben mehr zustehen.

2. Sonderausgaben ohne 
Höchstbetrag

Ohne Höchstbetragsbegrenzung, un-
abhängig vom Einkommen und ne-
ben dem „Sonderausgabentopf“ sind 

Steuertipps für alle Steuerpflichtigen

�������Hat ein Dienstgeber im Jahr 2009 
von den Gehaltsbezügen eines Arbeit-
nehmers zu Unrecht Lohnsteuer ein­
behalten, kann dieser bis spätestens 
31.12.2014 beim Finanzamt einen 
Rückzahlungsantrag stellen.

5. Pendlerrechner, 
Pendlereuro

Seit 25. Juni 2014 steht unter https://
www.bmf.gv.at/pendlerrechner/ ein 
Pendlerrechner zur Verfügung. Er 
dient zur Ermittlung der Entfernung 

zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
und zur Beurteilung, ob die Benüt-
zung eines Massenbeförderungsmit-
tels (öffentliches Verkehrsmittel) zu-
mutbar oder unzumutbar ist. 
Arbeitnehmer, die bereits bei der lau-
fenden Lohnverrechnung das Pend­
lerpauschale und den Pend-
lereuro für das ganze Jahr 
2014 berücksichtigt ha-
ben wollten, mussten 
bis spätestens 30. Sep-
tember 2014 einen 
Ausdruck des ermit-
telten Ergebnisses des 
Pendlerrechners dem 

Arbeitgeber übergeben. Wer erst spä-
ter feststellt, dass er Anspruch auf das 
Pendlerpauschale bzw den Pendlereu-
ro hat, kann dies bei der Arbeitneh-
merveranlagung beantragen. Das bis-
herige Formular L34 verliert seine 
Gültigkeit.

Der Pendlereuro ist ein 
steuerlicher Absetzbetrag 

und wird berechnet, in-
dem die Entfernung 
zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte mit 
„zwei“ multipliziert 

wird.
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etwa Nachkäufe von Pensionsversi­
cherungszeiten (Kauf von Schul- und 
Studienzeiten) und freiwillige Wei­
terversicherungsbeiträge in der Pen­
sionsversicherung absetzbar. 

3. Renten, Steuerbera­
tungskosten und Kirchen­
beitrag

Unbeschränkt absetzbare Sonderaus-
gaben sind weiterhin bestimmte Ren-
ten (zB Kaufpreisrenten nach Ablauf 
bestimmter steuerlicher Fristen, vom 
Erben zu bezahlende Rentenlegate) 
sowie Steuerberatungskosten. Kir-
chenbeiträge (auch wenn sie an ver-
gleichbare Religionsgesellschaften in 
der EU/EWR bezahlt werden) sind 
seit 2012 mit einem jährlichen 
Höchstbetrag von 400 € begrenzt. 

4. Spenden als 
Sonderausgaben

Folgende Spenden können steuerlich 
als Sonderausgaben/Betriebsausgaben 
abgesetzt werden:

z �Spenden für Forschungsaufgaben 
oder der Erwachsenenbildung die-
nende Lehraufgaben an bestimmte 
Einrichtungen sowie Spenden an 
bestimmte im Gesetz taxativ auf
gezählte Organisationen, wie zB 
Museen, Bundesdenkmalamt und 
Behindertensportdachverbände.

z �Seit 2009: Spenden für mildtätige 
Zwecke, für die Bekämpfung von 
Armut und Not in Entwicklungs-
ländern und für die Hilfestellung in 
nationalen und internationalen Ka-
tastrophenfällen.

z �Seit 2012: Spenden an Organisa
tionen, die sich dem Umwelt-,  
Natur- und Artenschutz widmen, 
Tierheime, freiwillige Feuerwehren, 
Landesfeuerwehrverbände und die 
Internationale Anti-Korruptions-
Akademie (IACA).

Spenden für Forschungsaufgaben 
und der Erwachsenenbildung die-
nende Lehraufgaben können seit 
2012 nicht nur an österreichische 
Institutionen (Universitäten, For-
schungsförderungsfonds, Akademie 

der Wissenschaften, sonstige mit For-
schungs- und Lehraufgaben befasste 
Institutionen) getätigt werden, son-
dern auch an vergleichbare Institutio-
nen im EU/EWR-Raum, wenn dies 
der österreichischen Wissenschaft bzw 
Erwachsenenbildung zugutekommt. 
Diese begünstigten Spendenemp­
fänger müssen sich beim Finanzamt 
registrieren lassen und werden auf 
der Homepage des BMF (http://www.
bmf.gv.at/Service/allg/spenden/) ver-
öffentlicht. Die freiwilligen Feuer-
wehren und Landesfeuerwehrverbän-
de sind davon aber ausgenommen.
Die Bestimmungen für die Aufnahme 
in die Liste begünstigter Spenden-
empfänger wurden vereinheitlicht. 
Auch die neu aufgenommenen be-
günstigten Organisationen, die sich 
dem Umwelt-, Natur- und Arten­
schutz widmen, sowie die Tierheime 
müssen sich als begünstigte Spende­
nempfänger registrieren lassen.
Die Höchstgrenze für die steuerliche 
Absetzbarkeit wurde ab der Veranla-
gung für 2013 neu geregelt. Die Spen-
den an alle begünstigten Spenden­
empfänger sind einheitlich nur mehr 
innerhalb folgender Grenzen absetz­
bar:
z  �Als Betriebsausgaben können Spen-

den bis zu 10% des Gewinns des 
laufenden Wirtschaftsjahres abge-
zogen werden.

z  �Als Sonderausgaben absetzbare 
private Spenden sind mit 10% des 
aktuellen Jahreseinkommens be-
grenzt, wobei schon abgezogene 
betriebliche Spenden auf diese 
Grenze angerechnet werden.

5. Spenden von 
Privatstiftungen 

Spendenfreudige Privatstiftungen 
können für die vorstehend genannten 
begünstigten Spendenempfänger auch 
KESt-frei aus dem Stiftungsvermö-
gen spenden. Für diese Spenden muss 

auch keine Begünstigtenmeldung 
nach § 5 PSG abgegeben werden. 
Achtung: Als Stiftungsvorstand soll-
ten Sie aber zuerst eruieren, ob die 
Stiftungsurkunden Sie überhaupt zu 
Spenden ermächtigen!

6. Außergewöhnliche Belas­
tungen noch 2014 bezahlen

Außergewöhnliche Ausgaben zB für 
Krankheiten und Behinderungen 
(Kosten für Arzt, Medikamente, Spi-
tal, Betreuung), für Zahnbehandlun-
gen oder medizinisch notwendige Ku-
raufenthalte können, soweit sie von 
der Versicherung nicht ersetzt werden, 
im Jahr der Bezahlung steuerlich als 
außergewöhnliche Belastungen abge-
setzt werden. Steuerwirksam werden 
solche Ausgaben erst dann, wenn sie 
insgesamt einen vom Einkommen 
und Familienstand abhängigen 
Selbstbehalt (die sogenannte zumut-
bare Mehrbelastung) übersteigen.

7. Kinderbetreuungskosten 
steuerlich absetzbar

Betreuungskosten für Kinder bis 
zum zehnten Lebensjahr können als 
außergewöhnliche Belastung ohne 
Selbstbehalt bis zu einem Betrag von  
2.300 € pro Kind und Jahr steuer-
lich abgesetzt werden (abzüglich des 
eventuell vom Arbeitgeber geleisteten 
steuerfreien Zuschusses iHv 1.000 €). 
Die Betreuung muss in privaten oder 
öffentlichen Kinderbetreuungsein­
richtungen (zB Kindergarten, Hort, 
Halbinternat, Vollinternat) erfolgen 
oder von einer pädagogisch qualifi­
zierten Person durchgeführt werden. 
Absetzbar sind nicht nur die unmittel-
baren Betreuungskosten, sondern 
auch Verpflegungskosten, Bastelgeld, 
Kosten für Kurse, bei denen die Ver-
mittlung von Wissen und Kenntnis-
sen oder die sportliche Betätigung im 
Vordergrund steht (zB Computerkur-
se, Musikunterricht, Fußballtraining). 
Weiterhin nicht abzugsfähig sind das 
Schulgeld und Kosten für den Nach-
hilfeunterricht. Die Berücksichtigung 
einer Haushaltsersparnis kann aus 
verwaltungsökonomischen Gründen 
unterbleiben. 

Empfehlung: Bestimmte außer-
gewöhnliche Belastungen (zB Be-
hinderungen, Katastrophenschä-
den, Kosten der auswärtigen 
Berufsausbildung der Kinder) 
sind ohne Kürzung um einen 
Selbstbehalt absetzbar.
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Wissenswertes 
Arbeits- & Sozial­
versicherungsrecht  

SEG- Zulagen für Mitarbeiter 
im Empfangsbereich einer 
Arztpraxis oder Spitals­
ambulanz

Schmutz-, Erschwernis- und Gefah-
renzulagen (SEG-Zulagen) stellen 
dann einen steuerfreien Teil des Ar-
beitslohns dar, wenn diese für Tätig-
keiten  gewährt werden, die überwie-
gend unter Umständen erbracht 
werden, die zwangsläufig mit einer 
Verschmutzung des Dienstnehmers 
und seiner Kleidung einhergehen, eine 
außerordentliche Erschwernis darstel-
len oder infolge schädlicher Einwir-
kung von gesundheitsgefährdenden 
Stoffen oder Strahlen zwangsläufig 
eine Gefährdung von Leben, Gesund-
heit und körperlicher Sicherheit des 
Arbeitnehmers mit sich bringen. Bei 
im Empfangsbereich einer Spitals­
ambulanz oder eines (Fach)Arztes 
eingesetzten Dienstnehmern ist da-
von auszugehen,  dass diese keiner 
über das Allgemeinrisiko hinausge-
henden Gefährdung ausgesetzt sind. 
Ausgenommen davon sind jene Mitar-
beiter, die im Rahmen ihrer Tätigkeit 
im Empfangsbereich auch mit frem-
dem Blut und Harn in Kontakt kom-
men können. 

Kommunalsteuer: Höhe des 
Sachbezugs für PKW bei 
wesentlich beteiligtem Gesell­
schafter-Geschäftsführer

Grundsätzlich besteht bei einem 
wesentlich beteiligten Gesellschafter-
Geschäftsführer die Möglichkeit, als 
Bemessungsgrundlage für die Kommu-
nalsteuer für dessen Dienstauto den 
Sachbezug in Anlehnung an die 
SachbezugswerteVO (1,5% des An-
schaffungswertes bis maximal € 720 
pro Monat) anzusetzen. Wird von 
dieser Möglichkeit nicht Gebrauch ge-
macht, ist der Vorteil  für den Dienst-
wagen in Höhe der der GmbH tat­
sächlich entstandenen gesamten 
Kosten des KFZ (betriebliche und 
nicht betriebliche) als Geschäftsführer-
vergütung anzusetzen. Die bisher ver-
tretene Auffassung, lediglich den auf 
die Privatnutzung entfallenden Anteil 
für die Berechnung der Kommunal-
steuer heranzuziehen, wird daher nicht 
mehr aufrecht erhalten. Da die Defini-
tion der Bemessungsgrundlage für die 
DB- und DZ-Pflicht gleichlautend ist, 
gelten die Aussagen ebenfalls für die 
Berechnung des Dienstgeberbeitrages 
bzw den Zuschlag zum Dienstgeber-
beitrag. � n

Empfehlung: Sämtliche Kosten 
für die Ferienbetreuung 2014 
unter pädagogisch qualifizierter 
Betreuung (zB auch Kosten der 
Verpflegung und Unterkunft, 
Sportveranstaltungen, Fahrtkos-
ten für den Bus zum Ferienlager) 
können steuerlich geltend ge-
macht werden.

8. Spekulationsverluste 
realisieren

Die im Rahmen der Budgetsanierung 
eingeführte neue Besteuerung von 
Wertzuwächsen bei Aktien und sons-
tigen Kapitalanlagen ist seit 1.4.2012 
in Kraft. Für alle Verkäufe seit dem 
1.4.2012 fällt für das sogenannte 
„Neuvermögen“ die neue Wertpa­
piergewinnsteuer von 25 % an. 
Zum „Neuvermögen“ zählen alle seit 
dem 1.1.2011 erworbenen Aktien 
und Investmentfonds sowie alle an­
deren ab dem 1.4.2012 entgeltlich 
erworbenen Kapitalanlagen (insbe-
sondere Anleihen, Derivate). 

Empfehlung: Verluste aus der 
Veräußerung dieser dem „Neu-
vermögen“ zuzurechnenden Ka-
pitalanlagen können nicht nur 
mit Veräußerungsgewinnen, son-
dern auch mit Dividenden und 
Zinsen aus Anleihen (nicht 
jedoch mit Sparbuchzinsen) 
ausgeglichen werden. Um diese 
Verlustverrechnung optimal aus-
zunutzen, könnten zB Aktien, 
mit denen man derzeit im Minus 
ist und die seit dem 1.1.2011 er-
worben wurden, noch bis zum 
Jahresende verkauft (wobei Sie 
niemand daran hindert, diese ei-
nige Tage später wieder zurück zu 
kaufen) und der Verlust mit Divi-
denden und Zinsen gegen ver-
rechnet werden.

Empfehlung: Wenn Sie bei ver-
schiedenen Banken Wertpapierde-
pots haben, müssen Sie Bescheini-
gungen über den Verlustausgleich 
anfordern. Im Rahmen der Steuer-
erklärungen können Sie dann even-
tuell bei einem Wertpapierdepot 
nicht verwertete Verluste mit den 
Einkünften aus dem anderen Wert-
papierdepot ausgleichen.� n
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Jubiläen bei HHP
Auch im Oktober hatten wir einiges zu feiern, 
und zwar zwei 5-Jahres Jubiläen: sowohl Maxi
milian Hammerschmied als auch Sonja Ladner 
sind bereits seit 5 Jahren bei HHP. Etwas länger 
prägt Doris Hohenegger unsere Kanzlei. Sie 
feierte am 3. Oktober ihr 25-jähriges Jubiläum. 
Außerdem gratulierten wir Maximilian 
Hammerschmied zum 25. und Evelyn Hruby 
zum 50. Geburtstag. Natürlich nahmen wir diese 
Jubiläen zum Anlass, ausgiebig zu feiern!� n
�

HHP AM SCHNEEBERG

Der diesjährige Kanzleiausflug führte 
uns auf den 2.076m hohen Schnee-
berg, den höchsten Berg Niederöster-
reichs. Gestartet wurde der Tag mit 
einer Busfahrt in die kleine Gemeinde 
Puchberg am Schneeberg. 
Einige abenteuerlustige und sport
begeisterte HHP Mitarbeiter „wagten“ 
den zweieinhalbstündigen Aufstieg 
zur Fischerhütte auf 2.049m Höhe. 
Der Rest des Teams genoss die Fahrt 
mit der Salamanderbahn und das 
herrliche Panorama. Von der End
station der Schneebergbahn aus, dem 
höchstgelegensten Bahnhof Öster-
reichs, machte sich die Gruppe eben-
falls zur 1 Stunde entfernten Fischer-
hütte auf, wo wir uns für den 
gemeinsamen Abstieg stärkten. Zuvor 
wurde noch das Gipfelkreuz besucht 
und einige Erinnerungsfotos geschos-
sen. Auf dem Rückweg mit der Sala-
manderbahn wurden wir in der 
Baumgartner Station noch zum Ab-
schluss des schönen Kanzleiausfluges 
mit köstlichen „Schneebergbuchteln“ 
verwöhnt. � n
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Weihnachtsöffnungszeiten

Unsere Öffnungszeiten während der Feiertage*
22. – 23. Dezember 	 8.00 – 18.00 
29. – 30. Dezember  	 8.00 – 17.00
31. Dezember 		  8.00 – 12.00
2. Jänner		  8.00 – 15.00
5. Jänner		  8.00 – 17.00

*Ab 7. Jänner gelten wieder unsere regulären Öffnungszeiten:
Montag – Donnerstag	 8.00 – 20.00
Freitag			   8.00 – 18.00


